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N ur wenige Arbeitnehme-
rinnenundArbeitnehmer

in Deutschland nehmen Bil-
dungsurlaub, etwa zur berufli-
chen oder politischen Weiter-
bildung.DasgehtauseinerUm-
frage der Deutschen Presse-
agentur unter den zuständigen
Ministerien und Verwaltungen
inden16Bundesländernhervor.
Demnach liegt die Quote der
Menschen, die Bildungsurlaub
in Anspruch nehmen, in man-
chen Bundesländern unter ei-
nem Prozent der Anspruchsbe-
rechtigten, in anderen nur
knappdarüber.
Bildungsurlaubwird in14von

16 Bundesländer gewährt, in
Sachsen ist eine Einführung ge-
plant. Nur in Bayern gibt es we-
der Bildungsurlaub noch Pläne
für eine Einführung. Der An-
spruch beläuft sich meist auf
fünf Tage pro Jahr, in einigen
LändernkönnendieAnsprüche
aus zwei Jahren zusammenge-
legtwerden.
In der Zeit des Bildungsur-

laubs wird der Lohn für ge-
wöhnlich weiter gezahlt – was
inderWirtschaft immerwieder
für Kritik sorgt. In vielen Bun-
desländern gibt es Regelungen,
damit nicht zu viele Arbeitneh-
mer aus einem Unternehmen
innerhalb desselben Jahres Bil-
dungsurlaubnehmenkönnen.
Die Quellenlage zur Teilnah-

meistschwierig,weilnichtinal-

len Ländern gleichermaßen
Zahlen erhoben werden. Auf-
schlussreich sind unter ande-
rem die Werte aus Niedersach-
sen und Hessen: In Niedersach-
sen nahmen im Jahr 2023 1,45
Prozent der Anspruchsberech-
tigten Bildungsurlaub, wie das
Wissenschaftsministeriummit-
teilte – ein im Ländervergleich
hoherWert.
In Hessen lag die Quote dage-

gen bei nur 0,68 Prozent. Einen
ähnlichen Wert meldete das
Land Schleswig-Holsteinmit ei-
ner Quote von 0,63 Prozent im
Jahr2024.InNiedersachsenund
Hessen sind Beamte nicht ein-

gerechnet, in Schleswig-Hols-
tein haben sie aber Anspruch
auf Bildungsurlaub. In Rhein-
land-PfalznutztenindenJahren
2023 und 2024 zusammen 1,8
Prozent das Angebot (inklusive
Beamte). In Sachsen-Anhalt wa-
ren es in den Jahren 2020 bis
20231,7Prozent(keineBeamte)-
etwas mehr als im Zeitraum
2016bis2019(1,44Prozent).
„Obwohl es den Bildungsur-

laub bereits seit den 1970er Jah-
rengibt, fristeterbisheuteeher
einNischendasein“, sagtderAr-
beitsmarktexperte Ulf Rinne
vomInstitutzurZukunftderAr-
beit. Auch darüber hinaus sei

Deutschland beim ThemaWei-
terbildung im internationalen
Vergleich imRückstand. „In an-
deren Ländern nehmen teils
deutlich mehr Menschen an
Weiterbildungsmaßnahmen
teil“, sagt Rinne. Die Weiterbil-
dungsbeteiligung sei in
Deutschland sogar tendenziell
rückläufig.
„Ein Teil des Problems dürfte

darin liegen, dass die deutsche
Weiterbildungslandschaft
durch eine Vielzahl konkurrie-
render Angebote und Förderin-
strumente geprägt ist“, meint
derExperte.DieFolgeseienfeh-
lendeTransparenzundeineun-
übersichtliche Informationsla-
ge–einedergrößtenHürdenso-
wohl für Beschäftigte als auch
fürUnternehmen.Unstrittigsei
aber, dass der Weiterbildungs-
bedarf hoch sei und weiter zu-
nehme.
„Besonders schwer über Wei-

terbildung zu erreichen, sind
zwei Gruppen: ältere Beschäf-
tigte und Geringqualifizierte“,
sagtRinne.„Langfristigbraucht
Deutschland eine deutlich ge-
stärkte Weiterbildungskultur.
Weiterbildung sollte selbstver-
ständlicher Bestandteil einer
‚normalen‘ Erwerbsbiografie
werden, und die regelmäßige
Teilnahmeanberufsbezogenen
Bildungsaktivitäten müsste so-
mitzumRegelfallwerden.“

FABIAN NITSCHMANN, DPA

In Deutschland herrscht großer Nachholbedarf beim Thema Weiterbildung

Wenige nutzen Bildungsurlaub

Einmal tief durchatmenundeinenYoga-Kurs besuchen –
auch sokannBildungsurlaubaussehen. VON DITFURTH/DPA

Finanzpolitik muss junge
Menschen mitnehmen

Vertrauen
stärken

Von Pippa Kolmer

B eiderBundestagswahl2025
habendie18-bis24-Jährigen

deutlich anders gewählt als bei
der vorherigen Wahl. FDP und
Grüne? Nicht mehr die Favori-
ten. AfD und die Linke? Auf ein-
mal vorn. Ein deutliches Signal:
DasVertrauen jungerMenschen
in die Parteien der demokrati-
schenMittebröckelt.DieRänder
gewinnen–aufbeidenSeiten. In
gleich fünf Bundesländern wird
2026eineneueLandesregierung
gewählt. Höchste Zeit, das Ver-
trauen junger Menschen in die
Politik und unsere Demokratie
wiederzurückzugewinnen.
BeivielenjungenMenschenist

in der Rentendebatte vor allem
eines hängen geblieben: Die
Rente ist unsicher. Nach vielen
krisengeprägtenJahrenmitPan-
demie, Krieg, Inflation und zu-
letzt auch der Debatte um die
Wehrpflicht, verstärkt diese
Wahrnehmung aufgestaute
FrustrationundEnttäuschung.
Die junge Generation ist be-

sonders von der jahrelang fehl-

geleiteten Investitionspolitikbe-
troffen. Siemussmit denFolgen
von kaputter Infrastruktur und
fehlendem Klimaschutz nicht
nur länger leben, sondern spürt
die Auswirkungen auch stärker
im Alltag. Junge Menschen fah-
ren zum Beispiel öfter mit Bus
und Bahn und erleben dort täg-
lichVerspätungen.Umsogrößer
der Frust, wenn gleichzeitig das
Deutschlandticket teurer wird.
Auch inSchulenundUniversitä-
ten zeigt sich der Investitions-
stau: mangelnde Digitalisie-
rung, marode Gebäude, sanie-
rungsbedürftige Toiletten. Die-
ser Alltag prägt die Erfahrung,
dassetwasnichtfunktioniert.
Die finanzpolitische Wende

des letzten Jahres mitsamt Son-
dervermögenstellt die richtigen
Weichen. Jetzt kommt es darauf
an, dass die Interessen der jun-
gen Generation bei den großen
Reformvorhaben nicht aus dem
Blickgeraten.Einezukunftsfähi-
ge Finanzpolitik ist kein Selbst-
zweck. Sie ist eine notwendige
Voraussetzung, um das Vertrau-
enderjungenGenerationinPoli-
tikundDemokratiezustärken.
Junge Menschen müssen den

Staatwieder als handlungsfähig
wahrnehmen. Dazu ist es auch
wichtig,dasssiemerken,dassih-
nen zugehört wird und dass sie
ernst genommen werden. Hier-
fürbrauchtesRäume,woDialog
auf Augenhöhe stattfindet und
Politik erklärt wird, um gegen-
seitigesVerständnis zu schaffen.
NursowirdausderGenZwieder
eineGenerationmitZuversicht.

DieAutorinarbeitetalsPolitologin
beiderNGOFiscalFuture.
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